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I Mitteilung des Senats
Vom 11 . März 1952 .

1 . Die Haushaltslage der Freien Hansestadt Bremen und der Stadtgemeinde Bremen
im Rechnungsjahr 1951 nach dem Stande vom 31 . Dezember 1951 .

Zu dem Beschluß der Bürgerschaft (Landtag ) vom 28. Juni 1951 , ihr vierteljährlich Bericht über die Einnahmen und Aus¬
gaben zu erstatten , gibt der Senat folgende Darstellung der Haushaltslage am 31 . Dezember 1951 :

A . Freie Hansestadt Bremen .

I.
In den Berichten an die Bürgerschaft (Landtag ) über die Haus¬

haltslage nach Ablauf des ersten Vierteljahres und des ersten
Halbjahres des Rechnungsjahres 1951 wurde einleitend das Ver¬
hältnis des Landessteueraufkommens in Bremen zum Gesamt¬
steueraufkommen aller Länder im Bundesgebiet mitgeteilt .

Die vorliegenden Aufkommensmeldungen aller Länder
zeigen bis Ende Dezember 1951 folgende Entwicklung :

Aufkommen Bremens
aller Länder Aufkommen Aufkommen im

Verhältnis
in Bremen zum Bufhdes -

aufkommen
in 1000 DM in v . H.

im
Bundesgebiet
in 1000 DM

Rechnungsjahr 1949
195»

1. 4 . bis 31 . 12 . 1951

6 925 469
6 293 451
6 605 794

139 798
109 176
103 099

Das Aufkommen in Bremen beträgt :

I . II .
Vierteljahr Vierteljahr

des Rechnungsjahres 1951
in 1000 DM in 1000 DM

2,01
1,73
1,56

III .
Vierteljahr

in 1000 DM

26 582 32 288 44 229

Die Ablieferungen der 27- V .- H .- Anteile des Bundes am Ein¬
kommen - und Körperschaftsteueraufkommen haben in den
gleichen Zeiträumen betragen :
in 1000 DM in 1000 DM in 1000 DM

5 894
in 1000 DM

7 421 10 416

Für den Landeshaushalt sind danach verblieben :
20 688 24 867 33 813

IL
Das Steueraufkommen im einzelnen :

Anschlag
im

Haushaltsplan
DM

Aufkommen
in der Zeit vom
1 . 4 . bis 31 . 12 . 51

DM

1. Lohnsteuer
Veranl . Einkommensteuer
Kapitalertragsteuer
Steuer v . Aufs .-R .-Verg .
Körperschaftsteuer

33 000 000
35 000 000

1 000 000

30 000 000

37 585 706,32
30 436 413,16

930 381,68
417 823,48

18 522 577,59

DM DM
Ubertrag 99 000 000 87 892 902,23

6 . Vermögenssteuer 1 800 000 1 297 415,08
7. Erbschaftssteuer 500 000 690 241,98
8. Grunderwerbsteuer 800 000 485 926,46
9. Gesellschafts teuer 250 000 275 888,50

10 . Börsenumsatzsteuer 50 000 79 190,35
11 . Kraftfahrzeugsteuer 6 000 000 4 587 150,86
12 . Versicherungssteuer 1 300 000 1 160 734,92
13 . Totalisatorsteuer 2 000 2 238,35
14 . Andere Rennwettsteuer 110000 78 337,89
15 . Lotteriesteuer 200 000 164 752,65
16 . Sportwettsteuer 700 000 679 510,40
17 . Wechselsteuer ■ 1 700 000 1 576 494,75
18 . Biersteuer 5 300 000 4 119 540,85
19 . Andere Steuern 3 000 8 801,65

117 715 500 103 099 126,92

Inanspruchnahme durch den Bund
(27 v . H . von 1—5) ..............
Verbleiben für den Landeshaushalt

23 731 083,60
79 368 043,32

Übertrag 99 000 000 87 892 902,23

III .
Der nach dem Haushaltsplan durch Steuern zu

deckende Finanz bedarf entspricht der Höhe des ver¬
anschlagten Steueraufkommens von ............ 117 715 000,—

Dieser Bedarf vermindert sich
a ) durch den Wegfall der im Haushaltsplan

veranschlagten Interessenquoten an Bun¬
desausgaben (für die vom Bund edn Teil
der Einkommen - und Körperschaftsteuer in
Anspruch genommen wird ) ............... 16 100 000,—

b) durch Erhöhung der Verwaltungsein -
nahmen (4 <>/o Entschädigung auf den vom
Bund in Anspruch genommenen Teil an der
Einkommen - und Körperschaftsteuer ) um
etwa ................................... 1 350 000,—

100 265 000,—
Der Mehrbedarf beträgt für

DM
a ) Besoldungsverbesserungen .................. 3 000 000
b) die Bereitschaftspolizei ...................... 1 400 000
c) die Arbeitsbeschaffung ...................... 3 000 0C0
d) den sozialen Wohnungsbau .................. 2 000 000
e) die Nachfordenmg an Grundbeträgen zu

Rentenleistungen der Rentenversicherungs -
träger für 1. Juni 1949 bis 31 . März 1950 ---- 1 700 000

Ubertrag 11 100 000
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DM
Ubertrag 11 100 000

f) Weihnachtsbeihilfen für Alu - , Alfü -Oßmpfänger
und sonstige Hilfsbedürftige ................ 1 500 000

g ) Weihnachtsibeiihilfen an Bedienstete des Landes
und der Stadtgemeinden ................... 800 000

Tatsächlicher Bedarf an Deckungs¬
mitteln für das Rechnungsjahr 1951 mach dem
Stande vom 31 . Dezember 1951 ................ 113 665 000

DM 1
Übertrag 113 665 «j

Mithin Deckungsbedarf für die Zeit vom 1 . April
bis 31 . Dezember 1951 ....................... 85 248 »

iSteuer -Istaufkommen bis 31 . Dezember 1951 (nach
Abzug der Bundlesanteile an der Einkommen - und
Körperschaftsteuer ) — siehe Endsumme II — rund 79 3 68dl

Demnach fehlende Deckungsmittel nach dem
Stande vom 31 . Dezember 1951 .......... rund 5 900 M

B . Stadtgemeinde Bremen .

I.
Das GEasamtsteueraufikommen hat betragen :

im Rechnungsjahr 1949 ....................
im Rechnungsjahr 1950 ....................
im 1 . Vierteljahr des Rechniungsjiahres 1951
im 2 . Vierteljahr des Rechnungsjiahres 1951
im 3 . Vierteljahr des Rechnungsjahres 1951

II .
Das Steueraufkommen im einzelnen :

Anschlag
im

Haushaltsplan
DM

.Grundsteuer ............... 13 500 000
Gewerbesteuer nach Ertrag
und Kapital ................ 21 000 000
Gewerbesteuer nach der
Lohnsumme ................ 8 500 000
Wertzuwachssteuer .......... 400 000
Zuschlag
zur Grunderwerbsteuer . . . . . 660 000
Vergnügungssteuer ......... 2 000 000

Übertrag 46 060 000

DM
42 989 823
53 803 014
12 226 117
14 237 171
18 544 301

Aufkommen
in der Zeit vom
1 . 4 . — 31 . 12 . 51

DM

10 837 987,50

19 189 801,26

6 368 379,41
91 683,14

364 783,15
1 681 798,46

38 534 432,92

DM DM
Übertrag 46 060 000 38 534 432,92

Abgabe für Hunde ......... 250 000 264 559,71
Getränkesteuer ............ 1 600 O00 1 395 284,0?
Bürgersteuerausgleich ...... 6 400 000 4 813 312,50

Gesamtaufkommen 54 310 000

III .

45 007 589,2»

DM
Der nach dem Haushaltsplan durch Steuern zu
deckende Bedarf entspricht mit .................... 54 310 «
dem veranschlagten Steueraufkommen .
Dieser haushaltsplanmäßige Bedarf erhöht sich durch

a ) Besoldungsverbesserungen ................... 7 OOOK
b ) Darlehen für aufgestauten Reparatur bedarf . . . 3000
c) Darlehen für Instandsetzung von Wohnungen . . 5O09
d ) Ausgaben in Ausführung der Bürgerschafts¬

beschlüsse vom 29 . und 30 . März 1951 ..... / . . . 2 MO
64 1101

so daß ein tatsächlicher Bedarf für 1 . April bis 31 . De¬
zember 19511 von ................................. 48 082
vorhanden ist .
Demgegenüber steht das Steueraufkommen bis
31 . Dezember 1951 (Summe II ) in Höhe von ........ 45 00751
Mithin Fehlbetrag an Deckungsimitteln aih . 31 . De¬
zember 1951 ............

"
. ................... rund 3 0001

2 . Gesetz über die Verlängerung der Amtsdauer der Betriebsräte .
Es kann damit gerechnet werden , daß auf Grund des zu er¬

wartenden Betriebsverfassungsgesetzes des Bundes Neuwahlen
für die Betriebsräte in absehbarer Zeit durchzuführen sind . Des¬
halb erscheint es zweckmäßig , die Amtsdauer der Betriebsrätei ,
die vor dem 31 . Dezember 1952 infolge Ablaufs ihrer Wahl¬
periode zu erneuern wären , bis zu diesem Zeitpunkt zu verlän¬
gern und das Entsprechende bezüglich der Betriebsräte zu ver¬

anlassen , deren Amtsdauer zwar schon vor Inkrafttreten dies
gesetzlichen Regelung abgelaufen war , bei denen aber in B
Wartung dieses Gesetzes eine (Neuwahl noch nicht vorgenomme
worden ist . Die Wirtschaftsikamimer (Bremen und die Deputat
für Arbeit haben sich fiür diese Maßnahme ausgesprochen .

Der Senat beantragt , die Bürgerschaft wolle das Gesetz i
nachstehenden Entwurf entsprechend beschließen .

Gesetz über die Verlängerung der Amtsdauer der Betriebsräte .

Vom ..............

Der Senat verkündet das nachstehende , von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz :

§ 1 .
( 1) Die Amtsdauer der gegenwärtig im Amt befindlichen Be¬

triebsräte wird bis zum 31 . Dezember 1952 verlängert , soweit
sie vorher abläuft .

(2 ) Die Amtsdauer der Betriebsräte , deren Wahlperiode nach
dem 1 . März 1952 abgelaufen ist , gilt als bis zum gleichen Ter¬
min verlängert , wenn beim Inkrafttreten dieses Gesetzes eine
Neuwahl noch nicht vollzogen war .

§ 2.
Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft .

Be 'kanntgemacht im Auftrage des Senats .
Bremen , den ................ 1952.

Schünemann -Druck Bremen 1025
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